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I Allgemej-ne Bestirunungen

Art.1 Grundsatz

Die Gemeinde erhebt gestützt auf die Bestim-
nungen von Abschnitt VI des Ej-nführungsge-
setzes zum eidgenössischen Gewässerschutzge-
setz vom 8. Dezember 1974 folgende Gebühren:

Cr

- Anschl-ussgebühren
- K1ärgebühren
- Verwaftungsgebühren

(Art. 2 - 12)
(Art. 13 - lB)
(Art. 19 )

fI Anschlussgebühren

Art,2 Gebührenpflicht

Für den Anschl-uss der Abwasseranlagen ei-ner
oder zusammengefasster Liegenschaften an die
öffentliche Kanalisation haben die Grund-
ei.gentümer eirre Anschlussgebühr zu entrichten,
auch wenn der Anschfuss unter l{itbenützung
einer privaten Leitung erfolgt.

Art. 3 Anschl-us sgebühr
für Wohnhäuser

()

1*Die Anschlussgebühr für Wohnhäuser beträgt
L,2 ProzenL des voflen Gebäudeversicherungs-
\^rertes ( Vorkr ie gs bauwert zuzügI ich genere 1 len
Teuerungszuschlag) der angeschlossenen Ge-
näude.

Art.4 4ns-s!-U-9-9s9EIrfür Nicht$/ohnhäuser
'I^Die Anschlussgebühr für Gebäude, die nicht
vorwj-egend Wohnzwecken dienen (2.B. bei vor-
wiegender Ausnützung durch Industrie-, Ge-
werbe und Dienstleistungsbetriebe) setzl sich
zusalnmen aus:

a
b

einer Grundtaxe
einem Benützungszuschlag.
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Grundtaxe

Benützungs zusclrl-ag

Teifqebühr

Reduktion der
Anschlus sgebühr

2Die crundtaxe beträgt or8 Prozent des
volfen Gebäudeversicherungswertes (Vor-
kriegsbauwert zuzüglich generellem
Teuerungszuschlag) der angeschlossenen
Gebäude (otrne den Wert der betrieblichen
Einrichtungen gemäss kant. Gesetzgebung
über die Gebäudeversicherung) .

3Der Benützungszuschlag bemisst sich rrach
dem Schmutzwasseranfall und beträgt Fr.
240.-- pro Einwohnergleichwert.

Die Einwohnergieichwerte werden durch den
Gemeinderat nach Massgabe von Art und Menge
des anfallenden Schmutzwassers festgesetzt
(2.8. gemäss den Richtlinien für die Ent-
wässerung von Lieqenschaften des Verbandes
Schweiz. Abwasserfachfeute) . Dem Gemeinde-
rat bieibt vorbeha.Iten, den Benützungszu-
schlag der Teuerung anzupassen.

,Ä\,)

ArtAnschlussgebühr für
unüberbaute Grund-
;mal<e- üä-Crund-
stüEIe miE;TeTen
FärEpTäE en

5

Art. 6

KomnLen unüberbaute Grundstücke zum Anschluss
(2.8. zur Abl-eitung von auf Parkplätzen an-
fal-Iendem Meteorwasser) oder vTeisL ein über-
bautes Grundstück unverhältnismässig viele
Abstelf- oder Parkpl-ätze auf ' so setzt der
Gemeinderat die Anschlussgebühr nach l4ass-
gabe von Art und Menge des anfallenden Ab-
wassers fest.

I-Kommt mit Bewil-Iigunq des Gemeinderates
nur ein TeiI des anfallenden Abwassers zum
Anschluss, so wird die Anschlussgebühr vom
Gemej-nderat angemessen reduziert.
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I

2

Werden der öffentlichen Kanalisation nur
Schmutzwasser zugeführt (bei Trennsystem
keine direkte oder indirekte Einleitung
von Meteorwasser in öffentliche Meteor-
wasserkanäle) , beträgt die Reduktion der
Anschlussgebühr

- bei Wohnhäusern 30? der Anschlussgebühr
- bei Nichtwohnhäusern 45? der Grundtaxe

Nur Schmutzwasser-
ableitung

Keine Dachwasser-
ableitung

Keine Schmutzwasser-
ableitung bei
N i c htwohnh äus e rn

Gebührennach-
zahlung
Voraussetzunq

Berechn:.,.n9

t( r

Werden den öffentl-ichen Kanalisationen
rnit Ausnahme des Dachwassers alle anfal-
lenden Abwasser zugefeitet, beträgt die
Reduktion

- bei V;ohnhäusern 15? der Anschlussgebühr
- bei Nichtwohnhäusern 20? der Grundtaxe

4 Fä1lt bei Nichtwohnhäusern kein Schmutz-
wasser an, so wird dies durch den Wegfall
des Benützunqszuschlags berücksichtigt.
Zusätzliche Errnässigungen kommen nicht
in Betracht.

Art. 7

Al-s nachzuzahlender Betrag gilt die Diffe-
renz zwischen der gemäss dieser Verordnung
ermittelten Anschlussgebühr für die Ver-
hältnisse nach Eintritt einer der vorstehen-
den Voraussetzungen und der Anschl-ussge-
bühr für die Verhältnisse vor Eintritt die-
ser Voraussetzun4.

Eine Gebührennachzahlung hat zu erfolgen:

a) bei Um- und Erweiterungsbauten an ange-
schlossenen Gebäuden, die eine Steige-
rung des Basisversicherungswertes (Vor-
kriegsbauwert) zur Folge haben

b) bei Nutzunqsänderunqen der angeschfossenen
Gebäude, d.ie voraussichtlich eine erheb-
liche Steigen:ng der Schrnutzstoffkonzen-
tration und/oder der lr{enge des Abwassers
bewirkt

c) beim Wegfall der Ermässigungsvorausset-
zungen gemäss Art. 6.
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Keine Rückzahlung

Verzicht

Gebührenan-
anrechnung

Gebühren forderung
Termin
En-fEEEhen der
Gebührenpflicht

Anschlus sverwel -
gerung durch Grund-
eigentümer

Schuldner

3 Sjrrd die Gebühren für die neuen verhäIt-
nisse kleiner als diejenigen für die al-
ten, resp. kleiner als die früher gelei-
stete Anschlussgebühr, so erfolgt keine
Rückzahlung.

L' Ergibt die Neuberechnung der Gebühr eine
Differenz von weniger a1s Fr. 40.--, be-
zogen auf den Basisversicherungswert, so
wird auf eine Nachforderunq verzichtet.

Art. 8

V,Ierden an Stelle ganz oder teilweise abge-
brochener oder zerstörter Gebäude neue Bau-
ten erstellt, so finden die Bestimmungen
von Art. 7 eine sinngemässe An\,/endung.

Art. 9

I oi" nfli.ht zur Leistung der Anschluss-
gebühr entsteht mit dem Anschluss an die
öffentli-che Kanalisation. Für Nachzahlun-
gen ent*eht die Leistungspflicht mit der
Vollendung des Um- oder Erweiterungsbaues,
mit der Aenderung des Zweckes oder der Nutzung
oder mit dem Wegfall einer Ermässigungs-
voraussetzung. Massgebend für die Fest-
setzung der cebühr ist der Zeitpunkt der
Entstehung der Leistungspflicht.

2 Weigert sich ein Grundeiqentümer, seine
Liegenschaft anzuschliessen, so entsteht
die Gebührenforderung der Gemeinde
am Tag nach dem Ablauf der rechtskräf!ig
festgesetzten Frist für die Vornahme des
Anschlusses.

Schuldner der Anschlussgebühr bzw. Nach-
zahlung bleibt, sofern die Gemeinde nicht
ausdrücklich einer Schuldübernahme zuge-
stimrnt hat, der Eigentümer im Zeitpunkt
der Entstehung der Leistungspflicht.

)

)
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Art. f0
1

2

Die Anschlussgebühren und Nachzahlungen Fä1ligkeit,
sind bei Eintritt der Voraussetzungen vom zahlungsfrist
Gemeinderat so bald als mögIich und unter
Ansetzung der gesetzlichen Rekursfrist zu
veranlagen. Die Fä11igkeit tritt mit der
Rechtskraft ein. Für fä11i9 gewordene For-
derungen ist tunlich Rechnung zu stellen;
die Zahlungsfrist beträgt zwei Monate. Dar-
nach ist ein Verzugszins zu entrichten, der
dem Zinsfuss der Zürcher Kantonalbank für
neue erste Hypotheken entsprj-cht.

Rechnunqstel I unq

Sicherstelfung bei
Neubauten

Gebührens tundung

Besondere Umstände

trfegfall der
Voraussetzungen

Gebührenerlass

,,ra i

',(

Für Neu- und Umbauten kann die Baubewil-
ligung von der Sicherstellung der mut-
masslichen Anschlussgebühr abhängig ge-
macht werden.

Art. 11

I- Wenn besondere Umstände es rechtfertigen,
kann der Gemeinderat Anschlussgebühren
und Nachzahlungen auf begründetes ce-
such hln unter Aufstellung eines Til-
gungsplanes bis zu fünf Jahren stunden.
Die Stundung kann von einer angemessenen
Sicherstellung abhängiq gemacht werden.

Gestundete Gebühren sind zum Zinssatz der
Zürcher Kantonalbank für neue erste Hy-
potheken auf Wohnbauten zu verzinsen.

2 Bei- Wegfall der besonderen Umstände oder
Veräusserung der Liegenschaft wird die
Restforderung sofort zur Zahfung fä11i9.

Art. 12

Trifft die Gebührenpflicht einen Grund-
eigentümer ausserordentlich hart, kann
der Gemeinderat die Anschlussgebühr bzw
die Nachzahlung ganz oder teifweise er-
lassen, sofern dem Zahlungspfl-ichtigen
nicht auf dem lVeg der Stundung eine an-
gezeigte Erleichterung verschafft wer-
den kann.
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TII KIärgebühren

Gebührenpflicht Art.13

Gebührenfest-
setzung

Klärgebühr für
Wohnbauten
Festlegung

Teilanschluss

rlärgebühr für ge- Art. 16
werbliche oder indu-
strielle Bauten

Von den Eiqentümern der durch das öf-
fentliche Kanalnetz an die zentral-e Ab-
wasserreinigungsanlage angeschlossenen
Liegenschaften wird eine jährliche Be-
nützungsgebühr, im folgenden "Klärge-
bühr" genannt, erhoben.

Art.14

Die Klärgebühr hat soweit zumutbar die
Betriebsausgaben für die zentrale Ab-
wasserreinigungsanlaqe, deren Nebenan-
laqren und das öffentliche Kanalisations-
ne|uz zu decken. Die K1ärgebühr j-st durch
den Gemeinderat periodisch festzusetzen.

Art. 15
,l*Die Klärgebühr für Wohnbauten wird auf-
grund des Frischwasserverbrauchs mittels
eines Kubikmeterpreises festgelegt.
)-Eine Ermässigung kann stattfinden, wenn
das konsumierte Frischwasser rechtmässig
nur zum Teil abgeleitet wird.

C)'

Für vorwiegend gewerblich oder industriell
betrj-ebene Liegenschaften, bei denen im
Verhältnis zu Wohnbauten das Abwasser in
wesentlich geringeren oder grösseren Men-
gen oder stärker verschmutzt anfällt'
setzt der Gemeinderat die K1ärgebühr nach
Itlassgabe von Iqenge und Verschrnutzung des
zur Abfeitung gelangenden Abwassers fest.
Aendern sj-ch die Verhältnisse erheblich,
so hat eine Neuveranlagung statLzufinden.

-)
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Art. 17 Gebühren forderunq
und Schuldner

Rechnung ste I lung
und Zahlungsfrist

Ve rwa I tung sgebühren

Die Gebührenpflicht beginnt mit dem be-
hördlich bewilligten Bezug der Wohn-,
Gewerbe- und Industriebauten bzw. bei be-
stehenden Bauten mit der behördlichen Ab-
nahme des Kanalisationsanschfusses. Die
Klärgebühr wird von demjenigen geschuldet,
wefcher im Zeitpunkt der Rechnungstellung
Eigentümer der Liegenschaft ist.

Art. 18

,'{

Ueber die K1ärgebühr wird jährlich Rech-
nung gestelft. Der Gemeinderat setzt die
Zahlungsfrist fest. Die Klärgiebühr kann
zusammen mit anderen periodischen Abga-
ben bezogen werden.

IV Verwaltungsgebühren

Art. 19

Der Grundeigentümer bzw. der Bauherr hat
für die Prüfung und Genehmigung der Kana-
Iisationspläne, für die Abnahme der ausge-
führten Anfagen wie für andere behördliche
Verrichtungen in Anwendunq der Verordnung über
die Abwasseranlagen, angemessene Gebühren
nach Massgabe der regierungsrätlichen Ver-
ordnung über die Gebühren der Gemeindebe-
hörden zu entrichten.

V Schlussbestimmungen

Art. 20

Gegen Beschlässe des Gemeinderates kann
gemäss Art. 61 der Verordnung über Ab-
wasseranlagen rekurriert werden.

Rekursrecht
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Inkraftsetzung Art.2I

Diese Verordnung tritt nach der Geneh-
migung durch die Gemelndeversammlung mit
dem Ablauf der Rekursfrist resp. der rechts-
kräftigen Erledigung allfäl1iger Rekurse in
Kraft.

Auf dl-esen Zeitpunkt vrerden aIle bisherigen,
damit im WJ-derspruch stehenden Bestimmungen
aufqehoben.

Namens des Gemein{erates

Der präside ^., ,l*-/trrr,
Der schreib"r, 

/ ,fir./.,:

o

0

Von der Gemeindeversammlung genehnigt am: 28. Juni 1979

Namens der Gemeindeversammlung.

Der Präsident:

Der Schreiber:
H/rrlzo.

:/z ,1-
,// 7':'|:'1-
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Anhang : Berechnungsbeispiele

Beispiel zu Art. 7 Abs la (Seite 7)

An ein bestehendes Wohnhaus wird 1977 angebaut. Dadurch
entsteht eine Steigung des Basisversicherunq.swertes.

Basisversicherungswert vor dem Anbau: Fr. 56'000.--
Basisversicherunqswert nach dern Anbau: Fr. 84'000.--

Für den Anschluss des Altbaus wurde 1962 bereits eine An-
schlussgebühr gemäss der damals gültigen Gebührenverordnung
entrichtet.

Gebührennachz ahlung

(1

(_)

Anschlussgebühr gemäss vorlie-qender Verordnung
für Altbau und Anbau:
L,2Z x Fr. 84'000.-- x 5408 (L977) Fr
./. Anschlussgebühr ganäss vorliegender
Verordnung für Al-tbau allein:
L,22.x Fr. 561000.-- x 5403 (1977) Fr

Nachzahlung

(Minimalnachzahlung 540?x Fr. 40.--

5' 443 .20

3'628.80

Fr. 1'814.40

Fr. 216.--)

2'500 m3

6'000 m3

Beisoiel zr: Art 7 Abs. lb (Seite 7)

fn einem bestehenden Gewerbebetrieb viird die produktion lang-
fristig so urngestellt, dass dadurch eine erhebliche Steigerunq
des Schmutzwasseranfalls entsteht, ohne dass sich der massge-
bende Basisversicherunqswert erhöht.

Jährlicher Schmutzwasseranfall vor Umstellung der
Produktion im Mittel
Jährlicher Schmutzwasseranfall nach Umstellung
der Produktion im Mittel

Für den Anschluss wurde 1962 bereits eine Anschlussgebühr
gemäss der darnals gültigen Gebührenverordnung entrichtet.
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Gebührennachz ahlung

Benützungszuschlag gemäss vorliegender Verordnung
und den neuen Verhältnissen

61000 m3 : 60 rn3,/EGW* = rd. I0O EGW ä Fr. 240.--

Benützungszuschlag gemäss vorliegender Verordnungt
und den alten Verhältnissen

21500 m3 : 60 n3/EGW = rd. 42 EGht ä Fr. 240.--

Fr.24'000.--

Fr. 10 I 080. --

Nachzahlung

Die Grundtaxe bleibt in diesem FaII konstant und muss deshalb
nicht mitberücksichtigt werden.

*) Kantonaler Durchschnittswert für den Wasserverbrauch in
Haushalten bezogen auf die Einzelentwässerung (v91. Richt-
linien des AGW zur Bestimmung von Grubeninhalten, Juli 1977
und VSA-Richtlinien für di.e Entwässerung von Liegenschaften,
3. Teil, Ausgabe 19721.

Fr. 13'e20. -- e)

O


